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Drucksache V/483 


Der Bundesminister des Innern 

II A 1 - 210 169/43 


Bonn, den 24. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Tätigkeit von Beamtenselbsthilfewerken und ähnlichen 
Einrichtungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Burge- 
meister, Gewandt, Porten, Riedel (Frankfurt), Josten 
und Genossen 
- Drucksache V/418 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die tatsächliche und recht- 
liche Situation auf dem Gebiete der sogenannten Beamten- 
selbsthilfewerke ? 

Unter „Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten" werden im all- 
gemeinen solche Einrichtungen verstanden, die ausschließlich 
Beamte oder sonstige Angehörige des öffentlichen Dienstes 
und deren Hinterbliebene erfassen und sich zum Ziele ge- 
setzt haben, die wirtschaftlichen Verhältnisse der von ihnen 
betreuten Personen zu verbessern. Der Gesetzgeber selbst ist 
in § 66 Abs. 1 Nr. 4 des Bundesbeamtengesetzes sowie in 
§42 Abs. 2 Nr. 4 des Beamtenrechtsrahmengesetzes davon aus- 
gegangen, daß es Selbsthilfeeinrichtungen von Beamten gibt. 
Ähnliche der Selbsthilfe, insbesondere dem verbilligten Waren- 
bezug, dienende Zusammenschlüsse gibt es auch im Bereich 
der Arbeitnehmer der freien Wirtschaft. Sie sind also keine 
Besonderheit des öffentlichen Dienstes. 


2. Billigt die Bundesregierung die Tätigkeit der Beamtenselbsthilfe- 
werke, soweit sie sich mit dem Warenabsatz an Letztver- 
braucher befaßt? 


Die Beamtenselbsthilfewerke arbeiten in der Regel auf gemein- 
nütziger Basis und sind daher nicht auf wirtschaftliches Ge- 
winnstreben ausgerichtet. In diesem Rahmen ist auch der Waren- 
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absatz an Letztverbraucher zu sehen. Die genannten Institu- 
tionen sind weder staatlich noch unterliegen sie einer beson- 
deren staatlichen Kontrolle. Die Bundesregierung hat, solange 
mit derartigen Einrichtungen kein Mißbrauch getrieben wird, 
keinen Anlaß und keine Möglichkeit, hier regulierend einzu- 
greifen. Insbesondere ist es beamtenrechtlich nicht möglich, 
den Beamten eine derartige Tätigkeit nur zur Verhütung eines 
Wettbewerbs zu untersagen. 


3. Hält die Bundesregierung die Nebentätigkeit von Beamten in 
den erwähnten Institutionen mit den Grundsätzen der Verord- 
nung über die Nebentätigkeit der Beamten, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit (Bundesnebentätigkeitsverordnung) vom 22. 
April 1964 für vereinbar? 

Die Tätigkeit von Beamten in solchen Organisationen unter- 
liegt kraft Gesetzes nicht der Genehmigungspflicht durch den 
Dienstherrn. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Beamten eine 
solche Nebentätigkeit uneingeschränkt und ohne Rücksicht auf 
ihre Dienstpflichten ausüben können. § 66 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes bestimmt ausdrücklich, daß die dienstliche 
Verantwortlichkeit des Beamten unberührt bleibt und daß es 
Pflicht des Dienstvorgesetzten ist, Mißbräuchen entgegenzu- 
treten. Für das Einschreiten gegen etwaige Mißbräuche sind 
die Dienstvorgesetzten zuständig. 


4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eventuell die 
Bundesnebentätigkeitsverordnung so zu ändern, daß eine Neben- 
tätigkeit ausgeschlossen ist, soweit sie den Warenabsatz an 
Letztverbraucher umfaßt? 

Da sich die grundsätzliche Zulässigkeit der Nebentätigkeit in 
den erwähnten Institutionen unmittelbar aus dem Bundesbe- 
amtengesetz selbst ergibt, ist die Bundesregierung nicht in der 
Lage, auf dem Verordnungswege die Nebentätigkeit von Be- 
amten zu beschränken. 


In Vertretung 

Dr. Schäfer 
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